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per Kurs 
jst richtig 
herj^Sa^twirtschaftliche Entwicklung im bis- 
r&r c*n Janresverlauf hat die Richtigkeit unse- 
ian "?

cheidungen bestätigt, stellte Bundesfi- 
brinQi    lster Gerhard Stoltenberg bei der Ein- 
^qlft?9 des Bundeshaushaltes 1984 und der 
im |v"pesetze am Mittwoch (7. September) 
h0c.eutschen Bundestag fest. Aber wir haben 
9ep 9ewaltige Aufgaben vor uns, die jetzt an- 
toeiri    Werden müssen und die auch ange- 

CWerden- 
Wirt$chelnen Sagte der Finanzminister: Die 9esamt" 
lic^   naft'iche Entwicklung entspricht bisher 
SchafteL

nau   den   Annahmen   unseres   Jahr 

ziem- 
iaf?

6
k
nau den Annahmen unseres Jahreswirt- 

eVs k richtes vorn Januar 1983. Eher können wir 
deSr 

bessere Ergebnisse erwarten: Der Rückgang 
War d^alen Bruttosozialproduktes ist gestoppt. Das 
Wi6 fe

6 Formulierung für 1983. Heute steht so gut 
I9ö0 *• daß wir tatsächlich — erstmals wieder seit 
\ bis7 mit einem positiven Wachstumsergebnis von 
Dje » Vom Hundert rechnen können. 
a^sf, 

•^"i Hundert rechnen Können. 

f   
rbeitslosenzahl  dürfte  eher  etwas  niedriger 

an9en      als die im Rahrnen der Haushaltsvorsorge 
dUrCK0rTlmene Zahl von 2,35 Millionen im Jahres- 

ScMtt. Während die Zahl der Arbeitslosen in 

(Fortsetzung Seite 2) 

Bonn, den 8. September 1983 

32. Bundesparteitag 
im Mai 1984 
in Stuttgart 
Der Bundesvorstand der CDU 
hat den 32. Bundesparteitag 
der Christlich Demokratischen 
Union Deutschlands für den 9. 
bis 11. Mai 1984 nach Stuttgart 
einberufen. Tagungsort wird 
die neu errichtete „Hans-Mar- 
tin-Schleyer-Halle" sein. 

• BUNDESPARTEI 
Flugzeugabschuß ist ein 
Zeugnis gnadenloser Menschen- 
verachtung 
Heiner Geißler: Wo bleiben die 
Demonstranten der Friedens- 
bewegung? Seite 7 

• HESSENWAHL 
Wer klare Verhältnisse will, muß 
die CDU und Walter Wallmann 
wählen Seite 11 

• ARBEITSMARKT 
Anstieg der Arbeitslosigkeit erst- 
mals seit Mitte 1980 gebremst 

Seite 13 

• FLUGBLATT 
Die SPD steigt aus! Wir sichern 
Frieden und Freiheit Seite 15 

• DOKUMENTATION 
Erläuterungen der Beschlüsse der 
Bundesregierung zur Wirtschafts- 
und Finanzpolitik (Bundeshaus- 
halt 1984) grüner Teil 
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den letzten beiden Jahren im August je- 
weils noch stark zunahm, ist sie in diesem 
Jahr im August leicht zurückgegangen; 
die Betriebe meldeten fast 20 Prozent 
mehr neue offene Stellen als im August 
1982. 

Die Verbraucherpreise werden im Jahres- 
durchschnitt voraussichtlich nur um 3 Pro- 
zent, statt wie angenommen um 4 Pro- 
zent, steigen. 

Der Leistungsbilanzüberschuß wird am 
Jahresende eher über als unter 10 Milliar- 
den Deutsche Mark liegen. 

Uns alle erfüllt mit Sorge, daß wir trotz er- 
ster positiver Zeichen auf dem Arbeits- 
markt zunächst noch mit einem weiteren 
Anstieg der Erwerbslosigkeit rechnen 
müssen. Verbesserungen auf dem Ar- 
beitsmarkt folgen wirtschaftlichen Auf- 
wärtsbewegungen erfahrungsgemäß erst 
mit einer zeitlichen Verzögerung. 
Die Aufgabe ist aber vor allem deshalb so 
groß, weil die Zahl der Erwerbspersonen 
aus demographischen Gründen noch bis 
zum Ende dieses Jahrzehnts zunimmt, al- 
lein in den Jahren 1983 und 1984 um rund 
'/« Million. 

Einige Sprecher der SPD entrüsten 
sich heute darüber, daß wir in unserer 
Haushaltsplanung für 1984 für eine 
mögliche Arbeitslosigkeit von bis zu 
2,5 Millionen Vorsorge treffen. Ich 
möchte die sozialdemokratischen 
Kollegen daran erinnern, daß es Ende 
1969, im Jahr ihrer Regierungsüber- 
nahme, 192000 Arbeitslose gab und 
demgegenüber Ende 1982, als wir sie 
in der Verantwortung abgelöst hatten, 
2223000. 

Ich frage unsere Kritiker, was sie über ein 
Jahrzehnt in der Regierungsverantwor- 
tung getan haben, um für den schon vor 
Jahren vorhergesagten wachsenden Be- 
darf an Arbeits- und Ausbildungsplätzen 

Vorsorge zu treffen. Neue ArbeitsP^. 
entstehen ja nicht über Nacht. Sie e , 
hen nur, wenn zuvor Kapital get" an- 
gespart — wird, das in eine rentable. ^ 
bewerbsfähige Produktion investiert 

In den sechziger Jahren wurden noc ^ 
20 Prozent des NettosozialproduK^i 
Aufbau des Volksvermögens und    ^ 
der   kapitalmäßigen   Grundlage  'ü   $ 
Schaffung von Arbeitsplätzen und      „. 
Verbesserung  der  Produktivität ve' ,<j0 
det. 1982 waren es knapp 10 Proze%fl 
Prozent des Nettosozialprodukts *    fl. 
verbraucht; zuviel für eine Volkswirts^, 
der im harten internationalen Wettb^' 
nichts geschenkt wird. Die ArbeitsP^ 
lücke von heute ist die Investition 
von gestern. M\. 

Eine weit überhöhte Staatsvers^, 
dung war Ausdruck der Hlu»'*" ^ 
siebziger  Jahre,   mehr  verteil6 ^ 
können als erwirtschaftet wurd*' ^ 
öffentliche   Schuldenstand 
schließlich Bahn und Post - 'p? 
sich Ende 1982 auf rund 700 M' „ 
den Deutsche Mark; das entsP.. 
fast der Hälfte des Bruttoso2l*Jin. 
dukts. Während sich der Anteil d „ 
vestiven Ausgaben in den öffentl ^ 
Haushalten verringerte, ernöhte

üS<j' 
gleichzeitig der Anteil der Zins* ^ 
ben von 3,5 Prozent auf 8 Pro*«" jgjfl 
lein der Bund mußte für Zinsen ^ 
mehr ausgeben — über 22 Mi"ia ^ 
Deutsche Mark — als für Kinder^ 
Mutterschutz, Wohngeld und &A 

zusammen. w 

Im Krisenjahr 1967 wurden 12 Pr°ze°L0<s 
Nettoersparnis des privaten " ^. 
durch den staatlichen Kreditbedarf "JV^ 
spruch genommen. 1982 lag diese ö r 

bei über 40 Prozent, bei einem Ant^. 
öffentlichen Investitionen an den Qe nJr 
ten   Bruttoanlageinvestitionen   v°n 

rund 15 Prozent. 
Bei  dieser Ausgangslage  gibt es kö" >iP* 
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vsrSch
bplichkeit zwischen höherer Neu- 

a<%ldUng    und    mehr    Wirtschafts- 
%\ uUm" 0nne Sanierung der öffentli- 
W„     ^UShalto   l/onn    nc-    l/oino   lA/irHirhp Wirts'

Iausr>alte kann es keine wirkliche 
aH ,aftliche Gesundung und damit 
s<%tj e dauerhafte Lösung der Be- 
sing  9un9sprobleme    geben.    Deshalb 
Se|bstfUch alle nocn s0 intell'9enten 

^ij^ierungsrechnungen        neuer 
Saricj r, !r Beschäftigungsprogramme auf 

W 
9ebaut 

v0n%       Grund,a9en  der  Finanzen 
e,1ts h at und Sozialversicherungen 

'•ossen   entgegenwirken,   wer- 
W     0pfer morgen für alle Betrof- 

Nach   
n n°ch härter sein. 

Stßs hat0 Beschlüssen des letzten Herb" 
k$ J die Bundesregierung Ende Juni 
schrjtt 

ntscheidungen   für   den   zweiten 
pirian2 

2ur Gesundung von Wirtschaft und 
dßrTl H "h 9etroffen- Das Er9ebnis ,ie9t 
^?eiv n Hause in einem Bündel von 
Sch|Uß 

0rla9en zur Beratung und Be- 
^an2D

a,SSUn9 vor: Bundeshaushalt 1984, 
Set*, st bis 1987, Haushaltsbe9leit9e" 
\§ ^teuerentlastungsgesetz, Novellie- 
*e$, Q es   Stahlinvestitionszulagengeset- 
Hi^ !etz 2ür Förderung der Rückkehr- 
er Scr»aft 
?6seb 

von  Ausländern   sowie  das 
Sg (v 

Ur Förderung der Vermögensbil- 
Öeschr örgl- UiD 24/25/83 — Wortlaut der 
S(ärAuUSSe ~~ und Dokumentation in die- 

s9abe - Erläuterungen.) 

an (J
essen an der Ausgangslage und 

Ö(jr 
6n Einschränkungen, die wir den 

KoiJ?1"? zumuten müssen, ist der 
Öen     dierur|gseffekt        beachtlich. 
sche°Ch: Mehr als eln 9utes Zwl" 
toitr 

ner9el>nis ist das nicht. Die Net- 
n0cwd!tauf"ahme liegt auch 1984 
die A

U.ber der Verschuldungsgrenze, 
kOhiu ikel 115 Grundgesetz für eine 
seh! .L

kture,,e   Normalsituation   vor- 

^ Müssen eventuelle Mehreinnah- 

men beim Haushaltsvollzug zur Verringe- 
rung der Neuverschuldung eingesetzt 
werden. 1985 ist — wie in unserem Fi- 
nanzplan vorgesehen — die Grenze des 
Artikels 115 auf jeden Fall einzuhalten. 
Sollte der Bundesbankgewinn im näch- 
sten Jahr höher ausfallen, muß dies 1984 
unser Ziel sein. 
Aus den vielen Einzelpunkten unserer 
Vorlagen will ich einige besonders her- 
vorheben: 
Rund 2,5 Milliarden Deutsche Mark sollen 
gegenüber dem geltenden Recht bei den 
Zuschüssen an die Bundesanstalt für Ar- 
beit und bei der Arbeitslosenhilfe gespart 
werden. Ohne diese Änderungen würde 
der Bund 1984 hierfür mehr als 14 Milliar- 
den Deutsche Mark aufwenden müssen. 
Wir bejahen unsere soziale Verantwortung 
für die erwerbslosen Mitbürger, und wir 
müssen  zugleich  den finanziellen Spiel- 
raum für Wirtschaftsbelebung und Regio- 
nalpolitik  im   Interesse   der  arbeitenden 
Menschen und derer, die Arbeit suchen, 
erweitern. Deshalb halten wir die gezielte 
Einsparung für notwendig; zugleich erhö- 
hen   wir   die   Mittel   für  Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen   und  für  Ausbildungs- 
plätze erheblich. 

Die Sparbeschlüsse für den öffentli- 
chen  Dienst haben  ein sehr unter- 
schiedliches   Echo   gefunden.   Wäh- 
rend einige Verbands- und Gewerk- 
schaftsfunktionäre   in   schwärzesten 
Farben seinen angeblichen sozialen 
Niedergang  beklagen,  meinen  viele 
andere  Mitbürger,  der Gesetzgeber 
müsse schon aufgrund der Sicherheit 
der Arbeitsplätze hier noch wesent- 
lich härtere Eingriffe vornehmen. Bei- 
de  extreme  Positionen  sind  sicher 
falsch. 

1969 gaben Bund, Länder und Gemeinden 
für die Gehälter, Löhne und Pensionen im 
öffentlichen   Dienst   rund   53   Milliarden 
Deutsche Mark aus, 1982 waren es 177 
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Milliarden Deutsche Mark. Seit 1980 die 
Finanzkrise offenkundig wurde, sind hier 
rund 30000 Stellen abgebaut worden. 

Wir halten es jetzt für richtiger, auf sehr 
geringe Steigerungsraten bei den Besol- 
dungserhöhungen hinzuwirken und einzel- 
ne Besitzstände zu überprüfen, als den 
Personalabbau der letzten Jahre fortzu- 
setzen. Der Haushaltsentwurf 1984 sieht 
beim Bund keine linearen Planstellenkür- 
zungen mehr vor. Damit tragen wir auch 
der Tatsache Rechnung, daß sehr viele 
Mitbürger des öffentlichen Dienstes heute 
durch vorbildliche Pflichterfüllung und ein 
Mehr an beruflicher Leistung steigenden 
Aufgaben gerecht werden. 

Diese Entscheidung entspricht vor al- 
lem auch den Interessen der jungen 
Menschen, die Ausbildungs- und Ar- 
beitsplätze suchen, und hier steigt 
die Anziehungskraft des öffentlichen 
Dienstes ungeachtet der kritischen 
Kürzung weiter nachhaltig an. Wir hal- 
ten es deshalb für richtig, die nächste 
Besoldungs- und Tariferhöhung für 
den 1. April 1985 vorzusehen. 

Zu vielen Stellungnahmen haben unsere 
Beschlüsse zum Mutterschaftsgeld ge- 
führt. Wir sehen ab 1. Januar 1984 eine 
Verringerung der Leistungsdauer und des 
Tagessatzes vor, und wir haben zugleich 
eine Erweiterung dieser staatlichen Lei- 
stung ab 1. Januar 1987 auf alle Mütter an- 
gekündigt. 

Die erforderlichen Mittel sind in den neuen 
Finanzplan eingestellt. Heute werden etwa 
50 Prozent der Frauen, die ein Kind be- 
kommen, von dieser Hilfe ausgeschlos- 
sen, darunter viele mit einem sehr niedri- 
gen Einkommen. Über die Einzelheiten 
der Neuregelung wird sicherlich noch dis- 
kutiert werden. 

Aber ich will hier betonen: Die Gleich- 
stellung aller Frauen ist sozialpoli- 
tisch und ethisch geboten. Wer die 
vorgesehenen    Einsparungen    jetzt 

prinzipiell in  Frage stellt, fl*"''gitf 
diese zweite Stufe. Denn die v° ^„ 
vorgesehene Neuregelung k°*    p. 
Bund ab 1987 jährlich rund 10J ^l 
nen Deutsche Mark mehr als °9 

tende Recht. ^ 
Mit dem Haushaltsbegleitgesetz en^ 
wir die gesetzlichen Rentenversic     ( 

gen   1984  um  57,   Milliarden  P6"^ 
Mark. Wir nehmen damit zugle'ch  v0r 
notwendige   Strukturveränderungen  $ 
So verstößt es beispielsweise 9e9.5y 
Grundsätze unseres Alterversorgu 9^ 
stems, wenn immer stärker dort oe   ^ 
über Berufs- und Erwerbsunfähig^1 sgt- 
ten beschriften wird, wo die Vora 
zungen für die Altersrente nicht vor» 

Im letzten Jahr entfielen über d^ ^ 
te der neu zugegangenen Ren    gn1 

verminderte    Erwerbsfähig*6'*' ^ 
dies wieder in ein vertretbare-*   ., 
hältnis zu bringen, hat die Bund    ,, 
gierung vorgeschlagen, die F«XA 
zung von Berufs- und Erwerb*  ^. 
higkeitsrenten an engere Mo^ tf 
zungen einer beitragspflichtig6 

tigkeit zu binden. ^ 
Alles in allem sollen die von uns vof9 ^ 
henen   Maßnahmen   die   Haushalt*  ^ 
Bund, Ländern und Gemeinden, von ^ 
desbahn und Bundespost 1984 ins9%t- 
bis zu 11,5 Milliarden Deutsche Mar  _> 

" ts  tfr lasten. Vor allem die erwähnten Ents 

düngen und Planungen für den ° 
chen Dienst führen zu einem deLjt' ^f1' 
Rückgang der Neuverschuldung der 

der und Gemeinden. A 

Das Schwergewicht unserer Vorlag  ^ 
Verstärkung   des  wirtschaftlichen    $ 
lungsprozesses    liegt   im    BereiclJun^' 
Steuerpolitik. Mit dem Steuerentlast 
gesetz 1984 wollen wir # 
-   die Eigenkapitalbildung der Untern 

men unterstützen, ^ 
ihre Investitions- und Innova 
stärken sowie 

itions' 
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kit J    natl°nale Wettbewerbsfähig- 
er6' dei»tschen Wirtschaft weiter 

Si%8sern- 
\*H ,^rbeitsplätze gibt es nur in ge- 

ttr 
•tij 

Sun^?h.?
er Unternehmen bei der er- 

• 6rah 9igen Vermögensteuer und 
%te . Scnreibungen* für   kleine   und 

?%oivernehmen-,m Vordergrund der 
%.*•. Iltlschen Maßnahmen stehen die 

% 
*Jntf Ich b"",ternehmen. 

^nd®8rüße es besonders, daß der 
Un$e 

8rat In der vergangenen Woche 
«Hch J Konzept zustimmte und 
dftrSt Ausgleichsvorschlag bei 
1$,^ euerverteilung zwischen Bund, 

%6rn ^ Und Gemeinden bejaht. 
Slew eset2entwurf zur Förderung der 
<W yer»sbiidu Urch Jng     der     Arbeitnehmer 
Sqi^pitalbeteiligung erfüllt die Bun- 

hr Versprechen, sofort in 

aen. 

ilperiode den zehnjährigen 
der   Vermögenspolitik   zu 

?pit*lb, 
[S VerQe,ll9un9 kann vom Staat aber 
} %$T 

rdnet werden. Die Neuregelung 
v TarifyVOr allem auch ein Angebot an 
J%g J^gsparteien. Die Bundesre- 
i>iig filiert an Gewerkschaften und 
a Ve 2u aie vermogenspolitische ln- 
a tr&ute Unterstützen und einer breiter 
JJ FW? Heiligung der Arbeitnehmer 

tt\ inri Vkapital zu verhelfen- Zur Re" 
I  B^de'rekter Beteiligungsformen wird 
^Herj0^

regierung noch in dieser Legis- 
nKrfi.      einen ergänzenden Gesetz- 
StJn

Vor'egen. 
li^ric? daS Kabjnett den 9. Subven- 
&ht- V0r 

Verabschiedet und veröffent- 
tlJri^Sre

allem seit 1980 hat die frühere 

ion^ürz,9,erung eine Reihe von Subven- 
Ä baur

9en vorgenommen. Im Herbst 
l<?rk pina 

wir 500 Millionen Deutsche 
s     9eh2hilfen ab- Unsere Vorlagen für 

ble| ^ulT Weiter- So werden zum Bei" 
%r,te    

willigungen bei der Landabga- 
Jr noch in diesem Jahr erfolgen 

und Steuervergünstigungen zur Heizener- 
gieeinsparung auf moderne, noch nicht 
wirtschaftliche Verfahren beschränkt. Die 
steuerlichen Vorteile bei Bauherrenmodel- 
len sollen weiter reduziert und Beteiligun- 
gen, die ohne echte Gewinnerzielungsab- 
sicht eingegangen werden, steuerlich 
nicht mehr anerkannt werden. 
Aber bestimmte neue Initiativen für die 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik füh- 
ren auch zu Haushaltsbelastungen, die als 
Subventionen oder subventionsähnliche 
Leistungen eingestuft werden: Schuldzin- 
senabzug für den privaten Wohnungsbau, 
Sonderabschreibungsmöglichkeiten für 
kleinere und mittlere Unternehmen, die 
Verstärkung der Gemeinschaftsaufgaben, 
mehr Mittel für Stadterneuerung und an- 
deres mehr. 

Diese   staatlichen    Hilfen    kommen 
nicht nur den Unternehmen, sondern 
auch   gleichermaßen   den   privaten 
Haushalten zugute. Der Anteil der pri- 
vaten Haushalte an den Subventionen 
liegt  1984  voraussichtlich  bei  54,2 
Prozent, der Anteil der Unternehmen 
bei 45,8 Prozent. 

Den stärksten Anstieg bei den Subventio- 
nen gegenüber dem Vorjahr haben wir mit 
13,5 Prozent im Bereich Wohnungswesen 
zu verzeichnen; vor allem aufgrund der 
nachhaltigeren Förderung des Wohnungs- 
baus,   deren  wirtschafts-,   arbeitsmarkt- 
und  sozialpolitische  Begründung  jeder- 
mann  bekannt  ist. Trotz  der  schweren 
Strukturprobleme in einzelnen Branchen 
— Kohle, Stahl, Werften — wird der Anteil 
der Subventionen am Bruttosozialprodukt 
1984 voraussichtlich unverändert 1,7 Pro- 
zent betragen. Wir werden weitere Ent- 
scheidungen für einen Subventionsabbau 
herbeiführen. 
Die Bundesregierung sagt ja zum Sozial- 
staat. Soziale Sicherung ist ein Wesens- 
element der Sozialen Marktwirtschaft. Weil 
irdisches  Leben  immer von wirtschaftli- 



UiD 27 • 8. September 1983 • Seite 6 
^ 

eher Knappheit bestimmt bleibt, darf der 
Begriff „Sozialstaat" aber nicht losgelöst 
werden von 

- der Frage der Finanzierbarkeit sozia- 
ler Leistungen und 

- der Frage des Leistungsbeitrages je- 
des einzelnen. 

Ein Sozialstaat auf Pump ist in Wahrheit 
kein sozialer Staat, sondern eine Versün- 
digung an der Zukunft unseres Volkes. 

Die Leitlinien der Finanzpolitik in den 
kommenden Jahren werden sein: 

O Die Neuverschuldung muß unter Be- 
rücksichtigung gesamtwirtschaftlicher 
Erfordernisse weiter zurückgeführt wer- 
den. Strenge Ausgabendisziplin bleibt 
die oberste Richtschnur finanzpoliti- 
schen Handelns in den achtziger Jahren. 

Wir werden das Wachstum der Staatsaus- 
gaben ab 1985 auf 3 Prozent begrenzen 
und so weiter deutlich unter dem Wachs- 
tum des nominalen Sozialprodukts halten. 
So wird der Staatsanteil schrittweise zu- 
rückgeführt und privater Initiative mehr 
Raum gegeben. 

0 Gleichzeitig bedeutet Konsolidierung 
für uns auch die weitere Umschichtung 
der öffentlichen Ausgaben. Wir müssen 
die Haushaltsgestaltung in den achtziger 
Jahren noch stärker von konsumtiven zu- 
gunsten zukunftsorientierter und be 
schäftigungsfördernder Verwendungen 
ändern. 

Das ist ein notwendiger Beitrag zur Ar- 
beitsmarktpolitik. Neben der Stärkung der 
Investitionen wollen wir die Voraussetzun- 
gen für mehr Flexibilität in der Lebensar- 
beitszeit und die Rahmenbedingungen für 
Teilzeitarbeit und Arbeitsplatzteilung ver- 
bessern. 

0 Eine dauerhafte Konsolidierung der 
Staatsfinanzen ist überhaupt nur mög- 

lieh, wenn auch die sozialen Sie 
Systeme wieder gefestigt werde •   ^ 

Die langfristige Verläßlichkeit ^5ß 
steme für Alter, Krankheit und We^ 
le des Lebens der Bürger st 
als jeder einzelne 

nd<;- r Bürger sin« •   d>> 
aktuelle Besitz*  j 

hört 
den Zielen der Neuordnung Qe 

Selbstverantwortung, zumutbare     , 
itiative und die Eiqenvorsorge zu      j 

O Die Steuerpolitik muß aucn * ^ 
im Dienste der Stärkung der lnvß ^ 
kraft der Unternehmen und der

gt/ 
rung der beruflichen Leistung ^ 
Die Bundesregierung wird irTl tf 
Halbjahr 1984 über die Eckda*«<0( 
Neugestaltung des Lohn- und 
mensteuertarifs entscheiden. fl/ 

Voraussetzungen für eine Pea ^i c[ 
sind hier: Erhebliche Fortschritte ^ 
Konsolidierung der öffentlichen H    / 
und eine Umschichtung im steLje

n£, vC 

auch durch die Einschränkt^ ^ 
Steuersubventionen. In Verbindun9 ^r 
wollen wir ein Familiensplitting el ^4 
Bereits 1985 soll eine steuerliche \ f 
Stellung der Alleinerziehenden in 
,en , t 
0 Die   Bundesregierung   wird     ^ 
nächsten Jahren viele neue Sut)V

ur1d' 
forderungen abwehren müssen    j$ 
bestehenden Subventionen wei*e 

re Berechtigung hin prüfen. J 
Dies heißt aber auch: Staatliche G8 jjf 
bestimmter Arbeitsplätze kann e ^ 
geben. Die Sanierung von Untern' z 
ist in unserer Wirtschaftsordnung ^ 
sätzlich nicht Aufgabe des Staates^' 
re damit auch überfordert. Nur m ^ 
ders gelagerten Ausnahmefällen ^f 
staatliche Hilfen gewährt werden. # 
doch an das Vorliegen enger Vo ^ 
zungen gebunden sind — hierzu 9 $ 
insbesondere die Ausschöpft ^ f 
Möglichkeiten der Selbsthilfe u%'ä 

kunftsorientierte Unternehmens^ 
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BUNDESVORSTAND 

Pit, 9zeugabschuß ist ein Zeugnis 
9l1aclenloser Menschenverachtung 
ri'schen

s5huß einer 2ivi,en südkorea- 
^ieti^u erkehrsmaschine durch so- 
\ 2gQ 

e Kampfflieger und den Tod 
*eichnM   schuldigen Menschen be- 

bhl vor HBundeskanz,er He,mut 

^i ai  em Bundesvorstand der 
D9IS einen Akt der Barbarei. 

ieses v0n    
s°wjetische   Vorgehen   zeuge 

S) Unri 9
nadenloser Menschenverach- 

p9f Wern nne durch nichts gerechtfer- 
Schl0

en' Es beweise erneut die harte 
r\ sichSenheit der sowjetischen Füh- 
K^an t 'ederzeit über die international 
^de? Regeln des Zusammenle- 
N Men &vilisierten Welt hinwegzusetzen 
r|9en einleben zu opfern. Alle bishe- 
^en t?

ärungsversuche   der   sowjeti- 
eitdescTUn9 unterstrichen die Unfähig- 
en u wJetsystems, Unrecht einzuge- 
?°Weit dind Wiedergutmachung zu leisten, 
% Q'es überhaupt möglich sei. „Nach 
»jetisch°erfa" au* Afghanistan hat die so- 
h.- Che Führ u*ri k    uhrung  erneut weltweit Ver- 

sCn^läru, 
^r/r.'hre Politik zerstört. Ihren wort- 

annur Jngen von Frieden und Ent- 
*teht 2ü^' Gewaltverzicht und Abrüstung 
Nes u 

wiederholten Male ihr todbrin- 
Jrteivr.iandeln gegenüber", erklärte der 
%5r       2ende- 
9ebot *°wJetischen Politik müsse Einhalt 

s 
fL

6|bst Jü^den. Die sowjetische Führung 
p0(j

u^Se zur Einsicht kommen, daß 
ryng Vo"M£ der Androhung und Anwen- 
de. D- alt nur ins Verderben führen 
h nen" Int'6 SowJetunion schadet ihren ei- 
slb der essen' sie isoliert sich inner" 
.%f\ u   

lnternationalen Staatengemein- 
6 Welt bedroht den Frieden. Nicht die 

'• n'cht die Atlantische Allianz, 

nicht die Nachbarn gefährden die Sowjet- 
union, sie gefährdet sich selbst, weil sie 
Gewalt anwendet und die Menschenrech- 
te mißachtet", sagte Helmut Kohl. Die freie 
Welt sehe sich einmal mehr darin bestä- 
tigt, daß sie ihre eigene Sicherheit nicht 
vernachlässigen dürfe, wenn sie ihre Frei- 
heit erhalten und den Frieden bewahren 
wolle.   „Einseitige  Vorleistungen   im   Be- 
reich  der Abrüstung  und  Rüstungskon- 
trolle werden von der sowjetischen Füh- 
rung nicht als Geste guten Willens ver- 
standen, sondern fördern die Gefahr, von 
den     sowjetischen     Machthabern     als 
Schwäche   mißverstanden   und   für   ihr 
Machtstreben   ausgenutzt   zu   werden", 
fügte Helmut Kohl hinzu. Die Bundesre- 
gierung werde  deshalb  mit  ihrer  Politik 
fortfahren, den Frieden in Freiheit im Rah- 
men der Atlantischen Allianz durch ständi- 
ge   Verteidigungsbereitschaft   und   ent- 
schlossenen   Verteidigungswillen   zu   si- 
chern. Das Gleichgewicht in Europa und 
weltweit bleibe die Voraussetzung dafür, 
die sowjetische Politik der Gewaltanwen- 
dung   einzudämmen.   „Die   Bundesregie- 
rung wird sich auch nicht entmutigen las- 
sen,  gemeinsam  mit ihren Verbündeten 
Wege und Mittel zu suchen, die zu Verein- 
barungen mit der Sowjetunion führen, die 
Androhung und Anwendung von Gewalt 
ausschließen und Abrüstung ermöglichen. 
Aber wir werden nicht allein auf Worte und 
Verträge vertrauen, sondern wir fordern 
von der sowjetischen Führung konkrete 
Taten", erklärte Helmut Kohl. 
Um so unverständlicher seien die immer 
lauter werdenden Forderungen in den Rei- 
hen der SPD, aus der NATO auszutreten. 
„Die sozialdemokratische Außen- und Si- 
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cherheitspolitik schwankt zwischen der 
Befürwortung des westlichen Bündnisses 
und einem Neutralitätskurs. Führende Po- 
litiker der SPD haben immer noch nicht 
begriffen, daß der Friede nur dann erhal- 
ten bleibt und daß nur dann eine Chance 
zu wirksamer Abrüstung besteht, wenn 
gegenüber der Sowjetunion ein militäri- 
sches Gleichgewicht gewahrt wird. 
Das aber ist die Politik des NATO-Doppel- 
beschlusses. An ihm werden sich die We- 
ge der deutschen Außenpolitik scheiden", 
meinte der Bundeskanzler. Er wies dar- 
auf hin, daß die von gewichtigen Teilen der 
SPD betriebene Preisgabe des NATO- 
Doppelbeschlusses die Abrüstungschan- 
cen vermindern würde. „Damit aber würde 
die militärische Überlegenheit der Sowjet- 
union in Europa festgeschrieben. Dies wä- 
re der Anfang vom Ende des westlichen 
Bündnisses, dem unser Land seit einer 
Generation Frieden und Freiheit ver- 
dankt", sagte Helmut Kohl. 

Heiner Geißler: Wo 
bleiben die 
Demonstrationen der 
Friedensbewegung? 
Die Reaktion weiter Teile der sogenann- 
ten Friedensbewegung auf diesen krie- 
gerischen Akt der Sowjetunion ist be- 
zeichnend und entlarvend zugleich, er- 
klärte Generalsekretär Heiner Geißler. 
Sie überschlägt sich in Angriffen auf die 
USA, eine freiheitliche rechtsstaatliche 
Demokratie, und schweigt, von einigen 
abwiegelnden Erklärungen abgesehen, zu 
dem Abschuß des Jumbo-Jets ebenso 
wie zu der einseitigen Vor- und Überrü- 
stung der Sowjetunion. 
Die Reaktion dieses Teils der sogenann- 
ten Friedensbewegung auf den Abschuß 
der koreanischen Verkehrsmaschine 
durch die sowjetische Luftwaffe macht 
deutlich: 

- Es geht ihr nicht um die Erhalt tf 
Friedens in Freiheit, sondern um $ 
harmlosung der Bedrohung, die du    0 
aggressive  Militärmacht Sowjet 
den Frieden in der Welt ausgeht- a 
— Die „Friedensbewegung" dem0 $ 
gegen die Demokratie USA, die $ 
Freiheit schützt. Aber sie schweig* 9 (ß 
über der Diktatur Sowjetunion, $ 
Freiheit unterdrückt und vor bruta „: 
teln nicht zurückschreckt. Sie v® ^ 
daß die Spannungen zwischen y 
West ihre Ursache in der Unverem 
von Freiheit und Diktatur haben. 
Die CDU fordert die „Friedensbe 

itaie"' auf, sich eindeutig von dem brU"*^ 
schlag der Sowjetunion auf die s 
ständlichen Regeln des Völkerre' 
distanzieren. f# 
Der hohe moralische Anspruch de J| 
densbewegung" wird unglau p f 
wenn sie weiterhin mit Kommun's f«|s 
sammenarbeitet, die sich Frieden $ 
Archipel-Gulag-Frieden vorstellen 

US-Präsident Ronald Reagan hatte A 
des Abschusses der koreanische g 
kehrsmaschine Sanktionen angeK

grjir 
In einer Fernsehansprache fordert® ^ 
gleich die Sowjetunion auf, den A ^ 
zuzugeben, die Hinterbliebenen de'' •$ 
zu entschädigen und daran mitzu3' $ 
daß sich ein solches Ereignis nie ^y 
derholt. Reagan kündigte an, das ^ 
zweimal verlängerte Verkehrsabk0 i^r 
mit der Sowjetunion werde nicn* j5/ 
gert, und die Verhandlungen über * J 
schaftlichen und kulturellen AuS

|<0n^ 
sowie die geplante Eröffnung v°n $ 
laten in Kiew und New York würde: fi 

gesetzt. Zugleich würden die USA 5o 
Länder bitten, Maßnahmen gegen # 
wjetische Fluggesellschaft Aeroflo1 jn/ 
greifen, und auf ihre Verbündeten ^' 
ken, um den Fluß strategisch «" 
Güter in die UdSSR zu beenden. 
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•NFORMATION 

^imi 

so- 

•Mt Kohl zum 
^»•echt-Papier 

ü der I 
9enan     fenden Diskussion über das ~_ 
kari2|       Albrecht-Papier erklärt Bundes- 
rriitte|

er Helmut Kohl: Im Hinblick auf die 
Wici^iJ   Ur,d   langfristige   Wirtschaftsent- 
larirj s

ng in der Bundesrepublik Deutsch- 
Ents 'nd 'n den nächsten Jahren wichtige 
die jn?eidungen zu treffen. Sie werden für 
ren2fäh-rnationale wirtschaftliche Konkur- 
ch6r J"9keit unseres Landes von erhebli- 
Sarrirw edeutung sein. Über die damit zu- 
•n <je fangenden Probleme wird auch 
D6s,     Du intensiv beraten. 
9ebet habe icn Emst Albrecnt darum 

&isku!
n.' seine Lagebeurteilung in einem 

^artei S'°nspaPier fur das Präsidium der 
W'chti 2Usarnrr|enzufassen. Ich halte es für 
^0|ksD Und Unverzichtbar, daß eine 9roße 

ffier, ^*e' fähig ist, auch schwierige The- 
^'sku und  sachlich zu diskutieren. 
AuSej^

sion und notfalls auch kontroverse 
|eberid

andersetzung sind Ausweis einer 
^ntsch'9en innerPartei,icnen Demokratie. 
9*n ^eidend 'st. daß sie im wechselseiti- 
ge •-'n d    önlichen Respekt und im Rah- 
Uit|jnj

er wirtschafts- und sozialpolitischen 
^f(ih«n   ur,seres   Grundsatzprogramms 

nrt wird. 
asTh 

halt vo
eSenpaP'er von Ernst Albrecht ent- 

s0|Cr) 
rschläge, denen ich zustimme und 

auCr) • d'e ich ablehne. Dazu gehört z.B. 
% u?'ne Ausführungen zu 'der gelten- 
stirn^'bestimmungsregelung. Die Mitbe- 
Dj6 G 

ng w'rd nicht angetastet. 
schaft

r
s
ündsätze und Richtlinien der Wirt- 

^er PR'itik der Bundesregierung sind in 
1983 f 

Re9ierungserklärung vom 4. Mai 
9er,e 

st9elegt. Dieses in sich ausgewo- 
0r,2ept   bleibt   die   berechenbare 

und verläßliche Rahmenvorgabe für die In- 
vestitionsentscheidungen der Wirtschaft. 

Frankfurts Genossen 
bejubelten Lafontaine 
Die Frankfurter SPD hat den Bruch mit der 
sicherheitspolitischen Konzeption des frü- 
heren Bundeskanzlers Helmut Schmidt 
vollzogen. Auf einem Unterbezirkspartei- 
tag billigten 330 Delegierte gegen weniger 
als zehn Stimmen einen Antrag des Unter- 
bezirksvorstandes, in dem die Stationie- 
rung von Pershing 2 und Cruise Missiles 
auf dem Territorium der Bundesrepublik 
abgelehnt wird. Die Mitglieder der SPD 
werden aufgerufen, „sich im Rahmen des 
Grundrechtes auf Demonstrationen an ge- 
waltfreien Aktionen gegen Aufrüstung zu 
beteiligen". Die SPD habe „Verständnis 
für persönliche Entscheidungen zum zivi- 
len Ungehorsam im Rahmen der anste- 
henden Aufrüstung". 
Dem Beschluß des Parteitages war ein 
Disput zwischen dem Saarbrücker Ober- 
bürgermeister Oskar Lafontaine und dem 
sicherheitspolitischen Sprecher der SPD, 
Karsten Voigt, vorausgegangen. Dabei 
vertrat Voigt in wesentlichen Punkten die 
früheren sicherheitspolitischen Vorstellun- 
gen von Helmut Schmidt. Aber Voigt ging 
in seinem Heimatbezirk mit fliegenden 
Fahnen unter. Die Delegierten begleiteten 
seine Rede mit Stühlerücken und Gesprä- 
chen über die Tische hinweg. Nicht Voigt, 
sondern Lafontaine war für sie der Star 
des Abends. Ihm huldigten sie mit wahren 
Beifallsstürmen. Der Gastredner stellte 
sich vorbehaltlos hinter den Antrag des 
Unterbezirksvorstandes: „Die SPD trägt 
keine Schritte der nuklearen Hochrüstung 
mehr mit." 
Lafontaine zitierte den Vers: „Alle Räder 
stehen still/Wenn dein starker Arm es will" 
und forderte: „Es müßte doch mal auspro- 
biert werden, ob die internationale Arbei- 
terbewegung nicht etwas mehr gegen die 
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Hochrüstung vermag." Gegen die Produk- 
tion von Rüstungsgütern solle das Instru- 
ment des „Produktionsstreiks" wieder auf- 
gegriffen werden. 

Erster Schritt zum Europa-Paß 
Zu dem Entwurf der Bundesregierung für 
ein neues Paßgesetz erklärt der innenpoli- 
tische Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Karl Miltner: Ich begrüße das 
als ersten Schritt zu der von allen Euro- 
päern gewünschten Paß-Union. Künftig 
werden sich die Bürger der Europäischen 
Gemeinschaft mit einem einheitlichen Paß 
ausweisen können. Es war an der Zeit, 
daß die europäische Integration im Alltag 
wieder einmal spürbar wird. Wir dürfen 
aber beim einheitlichen europäischen 
Paß-Formular nicht stehenbleiben. Ich bin 
sicher, daß sich die Einführung des Euro- 
pa-Passes mit spürbaren Erleichterungen 
beim Grenzübertritt verbinden läßt, indem 
z.B. die Inhaber von Europa-Pässen 
schneller abgefertigt werden oder auf 
Flughäfen besondere Abfertigungsspuren 
erhalten können. 

Heuchelei 
Es ist der Gipfel der Heuchelei, wenn der 
innenpolitische Sprecher der SPD-Frak- 
tion, MdB Schäfer, den geplanten neuen 
Personalausweis für „weit gefährlicher" 
als die Volkszählung hält. Nach dem Hin- 
terherlaufen bei der Anti-Volkszählungs- 
aktion der Grünen biedert sich die SPD 
jetzt in schamloser Welse bei der „Anti- 
Aktion Personalausweis" an. Von der 
Glaubwürdigkeit einer Partei, die zunächst 
alles mitbeschließt — so auch die Einfüh- 
rung des neuen Personalausweises — 
und dann aus opportunistischen Gründen 
das nicht mehr wahrhaben will, ist nichts 
zu halten. Abgesehen davon, daß es purer 
Unsinn ist, von „Datenschutzfeindlichkeit" 
der neuen Bundesregierung zu reden. 

Brandanschlag auf 
CDU-Geschäftsstelle 

r# 
Bei einem Brandanschlag auf die 
Landesgeschäftsstelle in Hamburg ' ^. 
nur einem glücklichen Umstand zjj ,gP 

danken, daß Menschen nicht zu Sen 
kamen. An diesem Beispiel sinnlose1"^ 
waltausübung wird sichtbar, daß s°^\. 
Taten die Folge einer zunehmenden j(| 

dung und Verherrlichung von GeW^id 
unserem Land sind. Die CDU wird sj* 
ihrer Arbeit für Frieden und frreineit.minel' 
die Prediger des Hasses und ihre Krim 
len Helfershelfer nicht beirren lassen- 

Mehr Arbeitslose in 
beruflichen 
Bildungsmaßnahmen 
Trotz der angespannten Haushalt ^ 
der Bundesanstalt für Arbeit wird die

finafi- 
nähme an beruflichen Bildungsma |t,. 
men verstärkt gefördert. Im ersten „ 
jähr 1983 traten 144100 Arbeitnehme' ^ 
in berufliche Bildungsmaßnahmen ein- ^ 
waren 15700 oder 12,3 Prozent men ^ 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres- ^ 
Anteil der Frauen hat sich hierbei m'1 

Prozent gehalten. . J. 

Auffallend ist, daß sich der Anteil de^ 
gen, die vorher arbeitslos waren, von flp 
Prozent im Vorjahr auf 63,9 Proze"1 ^^ 
höht hat. Bei den Teilnehmern an ^ 
Schulungsmaßnahmen betrug dieser 

teil sogar 83 Prozent. ng 
Diese   Entwicklung   zeige,   so  ^ L\fl 
Vogt, Parlamentarischer Staatssekre    ,. 
Bundesarbeitsministerium, daß die A  ^. 
nehmer ungeachtet der derzeitigen 
beitsmarktsituation die Bedeutung de   p. 
ruflichen   Qualifizierung   erkannt   n ^, 
Insbesondere   Arbeitslose   nähmen   ^. 
stärkt die Chance wahr, die Zeit de 
beitslosigkeit sinnvoll für eine wei ^ 
hende Qualifizierung oder gar eine o 
ehe Neuorientierung zu nutzen. 



UiD27 • 8. September 1983 • Seite 11 

HESSENWAHL 

J^r klare Verhältnisse will, muß die 
CöU und Walter Wallmann wählen 
Djeh 

9^o   Siscne CIÄJ W,H bel der vor' 
a^2senen Neuwanl des Landtages 
Koaiir SePtember eine „rotgrüne 

^nd     verhjndern" und den von 

AuiSr?
skar,zler Kohl begonnenen 

ab*iS?Wun9 auch auf Landesebene 
deSv 

hern- Der hessische CDU-Lan- 
des ?rs'tzende und Bewerber für 
ter Wh des Regierungschefs, Wal- 
ser p   mann» "ob auf dem Marbur- 
herv 

arte'tag vor den Delegierten 
itty d 

r> daß die CDU eine Koalition 
r9|6 

erpDP anstrebt, wenn den Libe- 
ner L d,e Rückkehr in das Wiesbade- 
|andesparlament gelingt. 

CDu telpunkt des Wahlprogramms der 
schaft 

steht die Unterstützung der Wirt- 
So||Jspol'tik der Bundesregierung. Dabei 
Vora 

bei einer Regierungsübernahme die 
9eSch

s^et2ungen für weiteren Zinsabbau 
^rnm •' die Steuerlast gesenkt und 
Zeitig*niSse fur Private Investitionen be- 
9rarrLWerden- Staatliche Ausgabenpro- 
*te| s 

werden abgelehnt. Vorrangiges 
Nts !". die Sanierung des Landeshaus- 
fr'^lich CDU bekennt sicn außerdem zur 
Ausb 

hen Nutzung der Kernenergie, zum 
*ür Ve

U des Frankfurter Flughafens und 
kehr ®rwirklichung einer Reihe von Ver" 
ein gpr°Jekten. Wallmann unterstrich, daß 
^upüb

ndn's zwischen der CDU und der 
des . er die vierjährige Legislaturperiode 
Wen .andta9s hinaus angelegt sein sollte, 
% aridespolitik langfristig ausgerichtet 
S'cht urSSe' Aucn aus bundespolitischer 
in Hes re eine christlich-liberale Koalition 
&onne

Sei? Wunschenswert als Hilfe für die 
Pür    Koalition der Mitte. 

S6lr,e  Grundsatzrede  erhielt  Walter 

Wallmann von  den  ca.  500  Delegierten 
langanhaltenden   und   begeisterten   Ap- 
plaus, auch von Alfred Dregger, dem Eh- 
renvorsitzenden der hessischen CDU und 
Fraktionschef der CDU/CSU in Bonn. 
Auf einer Pressekonferenz in Wiesbaden 
setzte sich Walter Wallmann für eine Wirt- 
schaftsbelebung durch Steuersenkungen 
ein. Es sei ein Gebot der sozialen Gerech- 
tigkeit,   Steuererleichterungen   nicht   nur 
der Wirtschaft, sondern auch dem „Nor- 
malbürger" zu gewähren, der mit einem 
Steuer- und Abgabenteil von derzeit 42,5 
Prozent   am   Sozialprodukt   unerträglich 
hoch belastet sei. Eine von ihm geführte 
hessische Landesregierung werde sich in 
der nächsten  Legislaturperiode im  Bun- 
desrat für die Verwirklichung der bereits 
im Oktober 1982 grundsätzlich zwischen 
den Koalitionspartnern in Bonn vereinbar- 
te Steuerentlastungen einsetzen. 

Wenn die Bevölkerung der CDU am 25. 
September das Vertrauen ausspricht, wird 
das Land Hessen unverzüglich aktive und 
mutige Beiträge zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze, zur Belebung der Wirtschaft 
und zur Sanierung der Staatsfinanzen als 
Voraussetzung   für   eine   Senkung   der 
Steuerlastquote   einleiten.   Allerdings   ist 
die Bewältigung der durch die unverant- 
wortliche  Schuldenpolitik  der  SPD  ent- 
standenen desolaten Finanzlage des Lan- 
des eine ungeheuer schwierige Aufgabe, 
deren Dauer zeitlich nicht sicher vorher- 
gesagt werden kann. Notwendig ist eine 
große,    gemeinschaftliche    Anstrengung 
von Kommunen, Land und Bund, damit die 
Hypotheken  der SPD-Vergangenheit ab- 
getragen werden können. Die erste Auf- 
gabe einer von der CDU geführten Lan- 
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desregierung wird die unverzügliche Ver- 
abschiedung   des   Landeshaushaltes  für 
1983 sein. Allerdings wird erst der Haus- 
halt 1984 in vollem Umfange von der Poli- 
tik einer von der Union geführten Landes- 
regierung geprägt sein können. 
Zur Unterstützung des von der Bundesre- 
gierung eingeleiteten wirtschaftlichen Auf- 
schwungkurses  sind   öffentliche   Förde- 
rungsmaßnahmen für die Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen von höch- 
ster Bedeutung. Eine scharfe Kürzung öf- 
fentlicher Investitionen ist deshalb ange- 
sichts der immer noch hohen Arbeitslo- 
senzahlen jetzt nicht zu vertreten.  Eine 
CDU-geführte Landesregierung wird Inve- 
stitionsimpulse durch Zukunftsprojekte in 
einer    Größenordnung    von    mehreren 
10000    Arbeitsplätzen     setzen.     Dabei 
kommt den Sektoren  Energiewirtschaft, 
Medien-   und   Umweltschutztechnologien 
besondere Bedeutung zu. 
Konkret bedeutet dies: Zügige Verwirkli- 
chung wichtiger Straßenbauprojekte, Um- 
gehungsstraßen zur Entlastung von Orts- 
kernen, Förderung des Wohnungsbaues, 
private Technologie- und Bauinitiativen im 
Sektor Rundfunk und Fernsehen. 
Generalsekretär Kanther stellte in Bonn 
sowohl   die   Werbemittel   der  Partei   als 
auch   die   politische   Grundrichtung   der 
CDU-Kampagne vor und erklärte u. a., daß 
sich die Union besonders an die Arbeit- 
nehmerschaft   in   Hessen   wendet.   Bis- 
herigen Stammwählern der SPD soll in 
den nächsten Wochen durch gute Argu- 
mente belegt werden, daß nur die Union in 
der Lage sei, die hessischen Beiträge für 
den wirtschaftlichen Aufschwung zu mobi- 
lisieren.   Die   Übermittlung   dieser   „Bot- 
schaft des Aufschwungs" lege die CDU 
vor allem in die Hände ihres neuen Spit- 
zenkandidaten Walter Wallmann, der als 
Frankfurter Oberbürgermeister bereits ge- 
zeigt habe, daß er mit besonders schwieri- 
gen Situationen fertig werden könne. Wall- 
manns Bild beherrsche deshalb auch die 
CDU-Werbemittel. 
Die Meinungsforscher hätten der CDU für 

ihren Spitzenkandidaten eine uber^ürg^ 
sitive Einschätzung durch die WahlD 
übermittelt. Mit Walter Wallmann 
auch deutlich gemacht werden, d*D "^ 
CDU in Hessen eine handlungsfähig0 ^ 
politische Kraft sei, während der S" _. 
innere Übereinstimmung in den W ^ 
sten Fragen des Landes ebenso fen.?reffl 
die geschlossene Solidarität hinter i 
Spitzenmann Börner. 

<*1& Nach Kanthers Darstellung geben die ^. 
len der Meinungsbefrager zweifelsfrei ^ 
der, daß die SPD die 40-Prozent-^ e 

kaum übersteigen könne und eine Cn ^ 
zur Bildung einer Landesregierung n^ ^ 
den Grünen habe. Dies aber sei nien . 
„Gift für den Aufschwung", sondern 
das Ende eines klaren Arbeitnehmer- f 

fils der SPD. Kanther stellte fest, a 
dem   „Nein"   zu   allen   Maßnahmen    . 

ir 

schließlich um Machterhalt mit HÜ'e 

neuen Bundesregierung falle der      ., 
sehen SPD nichts ein. Es gehe ir 

Grünen. Um dieses „für Hessen sen ^ 
teste"  Ergebnis zu vermeiden, ziel   flr 
CDU auf eine breitangelegte Motivatio   r 

rer Anhänger und skeptisch geworu 
früherer SPD-Wähler. . .^ 
Bei der FDP, so Manfred Kanther, sei   g0 
aufsteigende Tendenz unübersehba.  g 
daß  bei  anhaltender Aufwärtsbeweg^ 
der Wiedereinzug der Liberalen in g 

hessischen Landtag möglich ersehe^ 

Kanther teilte ferner mit, für die &° gß 
habe das Meinungsforschungsinstit^ 1 
Prozent ermittelt, so daß von einem *   p 
an-Kopf-Rennen zwischen dem rotgr ^ 
Polit-Kartell einerseits und der Union 
dererseits gesprochen werden könne' 

n d Der Anteil der Unentschiedenen in ng 
Wählerschaft beträgt nach Darste'^, 
Kanthers entsprechend der neuesten - 
frage z. Z. 15 Prozent. Die CDU ^ 5 
sich in der Endphase des WahlkamP^. 
besonders auf diese Gruppe von 0Ü $ 
rinnen und Bürgern konzentrieren, i{j, 
noch nicht genau wüßten, welchen P 
sehen Weg sie einschlagen sollten. i 
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^RBEITSMARKT 

^.stieg der Arbeitslosigkeit erstmals 
^t Mitte 1980 gebremst 
KhS 9 seit Jahren ist die Zahl der 

SJUU    " lm Au9ust 1983 9e9en" 
*'cht Q  nicnt gestiegen, sondern 

sPr6c|^esunken. Viele Anzeichen 
?arkte!lfür elne Positive Arbeits- 
S.    nt*icklung auch im Septem- 

6>*. -*des7J^nend den Prognosen der Bun- 

? aft«fo ,erung wie auch der Wirt" 
:weiten ,rschungsinstitute ist damit in aer 

!nui«riich esnä,fte 1983 der starke kon" 
•lrriaiia    Anstie9  der Arbeitslosigkeit 
S' ?We-fSeit Mitte 1980 9ebremst- Dies 

RUn9spoiit-IIOS ein wicnt'9er beschäfti- 
. Pf°lQ H ' SCner gemeinsamer Anfangs- 
NderrJ" Ortschaft, der Sozialpartner 
^%aB^e9ierung Kohl, deren Dringlich- 
A "te Ha9hmen zu 9reifen beginnen, 
oINsor        George, Vorsitzender der 0r\   'San  ••"  oeorge,   vorsuzenaer  aer 

d U/C?n?Pe  Arbeit   und  Soziales   der 

IHi.^.  sPätsommer/Frühherbst   liegt 

fegJJ~°Undestagsfraktion,   in    Bonn 

b6r 

^ils  j^its in zurückliegenden Jahren je- 

i,TlAugu« 

'^ Di,r9^ndlichen unter 20 Jahren über 

Jst 1983 die Arbeitslosenquo- 

y|irer,       """'u. uies isi uardui __uiui/r\- 

A der SPK der Übergang der Jahrgän- 
>bj|d ^'entlassenen in das berufliche 
%ate "9Ssystem jedes Jahr mehrere 
• ^tober ? 

rdert und im wesentlichen im 
$*hr rnit Abschluß kommt. In diesem 
^U|e 

e'ner besonders großen Zahl 
6son(jer

assener gibt es naturgemäß eine 
s schwierige  Übergangsphase. **b| leibt ah      a 

<% w       festzustellen: 
6ntSDrlrtÜChaft ist erfolgreich bemüht 

!r AushiTw    nd lhrer Zusage -, die Zahl 
Jungsstellen zu erhöhen; 

— eine   handfeste   Übersicht   über   die 
Ausbildungsstellensituation     wird      erst 
Ende November/Anfang Dezember vorlie- 
gen. Sie wird mit Sicherheit besser sein, 
als die SPD derzeit mit Flugblättern und 
Lamentos glauben machen will. 
Eine vorurteilsfreie  Beurteilung  der Ar- 
beitsmarktentwicklung muß sich an den 
saisonbereinigten  Monatszahlen  und  an 
der   jahresdurchschnittlichen   Arbeitslo- 
senzahl   orientieren;   diese   weisen   eine 
Verbesserung  der  Entwicklung  aus.   Es 
besteht kein Grund zur Erzeugung einer 
Panikstimmung, wie es die SPD versucht, 
indem sie das Gespenst von über drei Mil- 
lionen Arbeitslosen an die Wand malt. Sie 
hat die geringste Berechtigung,  Horror- 
prognosen zu stellen. Ist sie es doch, die 
auch   wegen    beschäftigungspolitischen 
Versagens die Regierungsverantwortung 
verloren und der Regierung Kohl die größ- 
te Massenarbeitslosigkeit der Nachkriegs- 
geschichte überantwortet hat. 
Die leider immer noch sehr hohe Arbeits- 
losigkeit ist nach wie vor eine „politische 
Erblast"    der   früheren    SPD-Regierung 
Schmidt. Sie hat trotz des Nachrückens 
starker Jugendjahrgänge in das Erwerbs- 
alter die Zuwanderung ausländischer Ar- 
beitnehmer  nicht  rechtzeitig  und  dann 
nicht ausreichend gebremst, was in den 
nächsten Jahren den Zwang zu Arbeitser- 
laubnissen für Hunderttausende von Aus- 
ländern — Ablauf der Wartefristen — aus- 
löst. 
Die Bundesregierung legt daher für die 
mehrjährige Finanzplanung bis 1987 reali- 
stisch für 1984 nochmals einen Anstieg 
der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosig- 
keit um etwa 150000 gegenüber 1983 auf 
etwa 2,5 Millionen zugrunde. 
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Terminplanung 
für Präsidiums-, Bundesvorstands- und 
Bundesausschußsitzungen der CDU 
2. Halbjahr 1983 

26. September 1983 
26. September 1983 

Montag 
Montag 

9.30 Uhr 
11.00 Uhr 

Präsidium 
Bundesvorstand 

17. Oktober 1983 
24. Oktober 1983 
24. Oktober 1983 

Montag 
Montag 
Montag 

9.30 Uhr 
9.30 Uhr 

11.00 Uhr 

Präsidium 
Präsidium 
Bundesvorstand 

7. November 1983 
21. November 1983 
21. November 1983 

Montag 
Montag 
Montag 

10.00 Uhr 
10.00 Uhr 
11.30 Uhr 

Präsidium 
Präsidium 
Bundesvorstand 

12. Dezember 1983 
12. Dezember 1983 

Montag 
Montag 

10.00 Uhr 
11.30 Uhr 

Präsidium 
Bundesausschuß 

0OPn 

Bor*1 

Bon" 
ßonf1 

Bonn 
Bonn 

Bonn 
Bonn 

• KONRAD-ADENAUER- 
STIFTUNG 

Seminare zur 
Öffentlichkeitsarbeit 
„Öffentlichkeitsarbeit im kommunalen Be- 
reich" lautet das Thema der Seminare der 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., die auf- 
grund des großen Zuspruches auch im 
zweiten Halbjahr 1983 durchgeführt wer- 
den. In den Seminaren steht das prakti- 
sche Üben in verschiedenen Bereichen 
der Öffentlichkeitsarbeit im Vordergrund. 

Als Termine sind vorgesehen: 
2. Oktober bis 5. Oktober 

30. November bis 3. Dezember 

Interessenten melden sich bitte bei der 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Heimvolkshochschule Eichholz 
Postfach 29 
5047 Wesseling 
Telefon (0 22 36) 70 71 

Während des Aufenthaltes im $ 
Eichholz sind die Teilnehmer Gas f. 
Bildungswerkes der Konrad-Ade ^ 
Stiftung e. V. Unterkunft und Vw' . •' 
sind frei. Es wird ein Teilnehme' 

(bei Wochen^ 
/!).   Die  FahrtKJ* 

von 60 DM erhoben 
anstaltungen   40   DM),   uie   • 
werden in Höhe einer Rückfahrt ^F 

Klasse der Deutschen Bundesbahn   ^ 
Abzug einer Eigenbeteiligung v°n 

erstattet. 

Woche der ausländische*1 

Mitbürger vom het 
25. September bis 1. OK*0V 
Kardinal Höffner, Metropolit AugoJ .^ 
und Landesbischof Lohse haben   flrfl«f 
zur Woche der ausländischen M'jgn' 
unter dem Motto „Ängste überwind ^ 
zur Nachbarschaft finden" aufgenjl® eifi' 
Kirchen haben alle Kräfte in den ö _..,# 
den   wie   Schulen,   Behörden, 
schatten, Ausländerorganisationen. ^ <<*. 

gen. 
chen. 



Zur Sache: 
Die SPD steigt aus! 

jjr sichern Frieden und Freiheit. 
^-Vorstandsmitglied Oskar Lafontaine: 

"ö/e Bundesrepublik muß das Ausscheiden aus der militärischen Inte- 
ntion der NATO wagen und atomwaffenfrei werden" 
•^LSpiegel Nr 35/1983 vom 29.08.1983, S. 53).  

WhfaSt 40 Janren hat es in Mitteleuropa keinen Krieg gegeben, 
^riftf^ ringsum in der Welt etwa 140 Kriege geführt wurden. Diese 
Wensperiode in Europa haben wir dem Atlantischen Bündnis zu 

\T Mit .T w,e SPD-Vorstandsmitglied Lafontaine - unsere 
und    rSChaft in der NAT0 infraF ste,,t> verzichtet auf Sicherheit 

gefährdet den Frieden in Freiheit. 

^ATn w,e die SPD und die Friedensbewegung - aus dem de$ w D°PPelbeschluß aussteigt, schwächt die Verhandlungsposition 
Ostens und gefährdet einen Abrüstungserfolg in Genf. 

VCPU wiu abrüsten. Der N ATO-Doppelbeschluß enthält ein faires 
BUrS ot an die Sowjetunion zur gleichgewichtigen Abrüstung. Die 
die AuSreSierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl tut alles, damit 
Fried   üstungsverhandlungen in Genf erfolgreich sind: Wir wollen 

aen schaffen mit immer weniger Waffen. 

^ir wollen, daß es nie mehr Krieg gibt, 
J*üd wir wollen frei sein und frei bleiben. 
ü*s ist der Sinn unserer Friedenspolitik. 

CDU 
sicher 

__    sozial 
^H^t»'«»»». H ig und frei 1"' UnoBonn i 193 
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ZITATE 

Flucht in die Idylle 
Will die hessische SPD in ihrem Eifer, grü- 
ner zu sein als die Grünen, aus dem Bun- 
desland Hessen ein großes Dorf machen ? 
Im Landtagswahlkampf wirbt die Partei mit 
einem Großflächenplakat, das ein Dorf in 
einer malerischen Landschaft zeigt. „Hes- 
sen wieder vorn" verspricht die SPD, ohne 
daß der Betrachter erkennen kann, was an 
dieser weltflüchtigen Idylle „vorn" sein 
soll. Auf der heilen Plakatwelt ist nicht ein- 
mal einer jener Bauten zu entdecken, die 
die hessische SPD bisher für Höhepunkte 
sozialdemokratischen Kulturschaffens 
hielt: eine integrierte Gesamtschule oder 
eine sogenannte „Mehrzweckhalle". Noch 
weniger scheint dieses Dorf Probleme 
und Schwierigkeiten zu kennen. Es ruht in 
sich selbst, zeitlos, ohne Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft. So wird auf dem 
Plakat deutlich, was sich auf vielen Gebie- 
ten erweist: Die hessische SPD verab- 
schiedet sich aus der Wirklichkeit. Ihr 
Traum von der Mandatsmehrheit im Land- 

tag, an den sie selbst nicht d^rfe^ 
den sie fleißig propagiert, um siC

r0$'\ 
ge „ Wie steht die SPD zu den u e(f 
und damit eine Identitätskrise z" & 
ren, ist dafür nur ein Beispiel- »> (fi 
daß die Hessen-SPD mit ihrer rw jP 
der Wirklichkeit das Lebensge*<( si 
Menschen trifft. Doch regieren 
damit nicht. ¥'• 

(„Frankfurter Allgemein»    1* 
5. Septe"lD" 

Es ist das Konzept Walter ^al,rn^teü'. 
Ort zu gehen und mit Argum*^ 
Vertrauen zu werben. Zu diesem^ f 
gehören „Gespräche mit der Juy ^0'f 
sie Wallmann schon in Runkelbe 0$. 
geführt hat, Auftritte in B°r9'«&,** 
und eben auch in Industriezemj 
sich die Wahl entscheiden wrd,*^^ 
ne Stimmen aus dem SPD-Res^',,/J 
die CDU die Wahl auch diesmal <S 
winnen. Mit offenem Visier zu Uf 
nichts versprechen, was nid" ~.s\ev', 
werden kann, sich den Bürgernz ^f 
sich von ihnen die Pflicht nen^rh0^^ 
sen — das ist das immer wieder• $ 
gebot Wallmanns. In Frankfurt nai 
Erfolg gehabt. ^f 

(„Die Welt", 1. Septet 
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